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Bekanntmachung der 

H A U S H A L T S S A T Z U N G  

DES FRIEDHOFSZWECKVERBANDES K~NIGSLUTTER AM ELM 

FÜR DAS HAUSHALTSJAHR 2004 
....................................................................... ---------------------------------------T------------------------------ 

Aufgrund des § 6 Abs. 1 d der Verbandssatzung des Friedhofszweckverbandes vom 02.1 1 .I999 in 
Verbindung mit § 84 ff. der Niedersächsischen Gemeindeordnung in der zur Zeit geltenden Fas- 
sung hat der Verbandsausschuss des Friedhofszweckverbandes Königslutter am Elm in seiner 
Sitzung am r jb  - 42.2003 folgende Haushaltssatzung beschlossen: 

9 1 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2004 wird 

im Verwaltunnshaushalt 
in der Einnahme auf 344.400,OO E 
in der Ausgabe auf 344.400,OO E 

im Vermönenshaushalt 
in der Einnahme auf 14.800,OO E 
in der Ausgabe auf 14.800,OO E 

festgesetzt. 

Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen werden nicht veran- 
schlagt. 

§ 3 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 

Der Höchstbetrag, bis zu dem Kassenkredite im ~aushaltsjah; 2004 zur rechtzeitigen Leistung von 
Ausgaben in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 50.000,OO E festgesetzt. 

1. Ein Fehlbetrag im Sinne von § 87 Abs. 2 Ziffer I NGO ist unerheblich, solange er 15.000,OO E 
nicht übersteigt. 

2. Bisher nicht veranschlagte'oder zusätzliche Ausgaben bei einzelnen Haushaltsstellen im Sinne 
von § 87 Abs. 2 Ziffer 2 sind unerheblich, solange sie 5.000,00 E nicht überschreiten. 

3. Über- und außerplanmäßige Ausgaben sind unerheblich im Sinne von 5 89 Abc. 1 NGO, so- 
lange sie im Einzelfall den Betrag von 500,OO E nicht übersteigen und im Rahmen des Haus- 
haltsplanes gedeckt sind. 

Königslutter . C. am Elm, /Y. 42 .ZOO3 

gez. Trümer 

Vorsitzender 

(L.S. gez. Lippelt 

Geschäftsführer 



Die nebenstehende Haushaltssatzung 2004 wird hiermit gemäß § 15 der Verbandssatzung 
öffentlich bekanntgemacht. 

' 

Laut Verfügung des Landkreises Helmstedt vom .%-.Q(aCD<., Az. 2015-00 ist eine Ge- 
nehmigung nicht erforderlich. 

Der Haushaltsplan liegt nach 5j 6 Absatz I Zweckverbandsgesetz in Verbindung mit § 86 
Absatz 2 NGO 

vom .~2:.Qi?:.d.C?Q.(c bis .%?:%?:.@?.L ' 

zur Einsichtnahme bei der geschäftsführenden Dienststelle der Stadtvenvaltung Königslutter 
am Elm, Am Markt 2, Zimmer 17, öffentlich aus. 

4 2 . 2 a 3 g  Königslutter am Elm, .... ............ .......... 

Der Geschäftsführer 
Im Auftrage 

gez. Kirchhoff 
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Bekanntmachung der 

1. Nachtragshaushaltssatzun~ der Gemeinde Twieflingen 

für das Haushaltsjahr 2003 

Auf Grund des § 87 der Nieders. Gemeindeordnung hat der Gemeinderat der Gemeinde Twieflingen 
in seiner Sitzung am 16. Dezember 2003 folgende 1 .Nachtragshaushaltssatzung für das 
Haushaltsjahr 2003 beschlossen: 

§ I  
Mit dem 1. Nachtragshaushaltsplan werden 

erhöht vermindert und damit der Gesamtbetrag des Haushaltsplanes 
um um gegenüber nunmehr 

bisher festgesetzt auf 

A) im Verwaltuncishaushalt 

die Einnahmen 46.800 
die Ausgaben 36.000 

B) im Vermöcienshaushalt 

die Einnahmen 
die Ausgaben 

5 2  
Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen werden nicht veranschlagt. 

§ 3 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 

§ 4 
Der Höchstbetrag, bis zu dem Kassenkredite aufgenommen werden dürfen, wird gegenüber dem 
bisherigen Höchstbetrag nicht verändert. 

§ 5 
Die Steuersätze (Hebesätze) werden nicht geändert. 

§ 6 
wird nicht geändert. 

Twieflingen, den 16. Dezember 2003 

gez. Hartmann 

Bürgermeister 



Die vorstehende 1. Nachtrags-Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2003 wird 
hiermit öffentlich bekanntgemacht. 

Die nach -. 4 , s  02 Aks. 2 UR&§ 94 Abs. 2 NGO erforderliche Genehmigung 
ist durch den Landkreis Helmstedt am 2g.ol.04 unter dem Aktenzeichen 
X-45-00 erteilt worden. 

Der 1 .Nachtrags-Haushaltsplan liegt nach § 86 Abs. 2 Satz 3 NGO vom 

zur Einsichtnahme in Zimmer 8 der Samtgemeindeverwaltung in Jemheim, 
Helmstedter Str. 17, öffentlich aus. 

Gleichzeitig wird darauf hingewiesen, dass eine Einsichtnahme in den 
Beteiligungsbericht der Gemeinde Twieflingen gemäß § 109 Abs. 3 NGO jederzeit 
während der Dienststunden gestattet ist. 

Twieflingen, den 3Q-W.dOoY 

gez. Hartmann 

Bürgermeister 
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Bekanntmachung der 

1. ~achtragshaushaltssatzung der Gemeinde Gevensleben für das Haushaltsjahr 2003 

Auf Grund des 5 87 der Nieders. Gemeindeordnung hat der Rat der Gemeinde Gevensleben in seiner Sitzung am 08. Dezember 2003 folgende 
I. Nachtragshaushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2003 beschlossen: 

§ 1 
Mit dem Nachtragshaushaltsplan werden 

erhöht vermindert und damit der Gesamtbetrag des Haushaltsplanes 
um um gegenüber bisher nunmehr festgesetzt auf 
E € € € 

A) im Verwaltungshaushalt 
die Einnahmen 44.800 364.500 409.300 
die Ausgaben 14.900 424.500 439.400 

B) im Vermögenshaushalt 
die Einnahmen 0 
die Ausgaben 0 

§ 2 
Die Höhe der bisher vorgesehenen Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsrnaßnahmen (Kreditermächtigung) wird nicht geändert. I 

2 

W 
I 

§ 3 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 

§ 4 
Der Höchstbetrag, bis zu dem Kassenkredite aufgenommen werden dürfen, wird gegenüber dem bisherigen Höchstbetrag nicht verändert. 

§ 5 
Die Steuersätze (Hebesätze) werden nicht geändert: 

§ 6 
wird nicht geändert. 

Gevensleben, den 08. Dezember 2003 

gez. J. Rademacher 

Bürgermeister 



Die vorstehende 1. Nachtragshaushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2003 wird hiermit 
öffentlich bekanntgemacht. 

Die nach MT § 92 Abs. 2 und § 94 Abs. 2 NGO erforderliche Genehmigung 
ist durch den Landkreis Helmstedt am 2?.a,l, 04 -unter dem Aktenzeichen 
20 -45-00 erteilt worden. 

I Der Haushaltsplan liegt nach § 86 Abs. 2 Satz 3 NGO vom 

I zur Einsichtnahme in Zimmer 8 der Samtgemeindeverwaltung in Jerxheim, 
Helmstedter Str. 17, öffentlich aus. 

1 

Gevensleben, den 37-QR- 2009 

gez. J. Rademacher 

Bürgermeister 
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Bekanntmachung der Haushaltssatzmg der Gemeinde Grafhorst für das Haus- 
haltsjahr 2004 

Aufgrund des 3 84 der Niedersächsischen Gemeindeordnung in der zur Zeit gültigen Fassung hat der 
Rat der Gemeinde Grafhorst in der Sitzung am 11.12.2003 folgende Haushaltssatzung für das 
Haushaltsjahr 2004 beschlossen: 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2004 wird 

. im Verwaltunqshaushalt -.. 
; in der Einnahme auf , 633.600,OO Euro 

in der Ausgabe auf 692.700,OO Euro 

im Vermöaenshaushalt 

. in der Einnahme auf 65.500,OO Euro 

in der Ausgabe auf 65.$00,00 Euro 

' I  
festgesetzt. 

Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen werden nicht veranschlagt. 

Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 

Der Höchstbetrag, bis zu dem Kassenkredite im Haushaltsjahr 2004 zur rechtzeitigen Leistung von 
Ausgaben in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 100.000,OO Euro festgesetzt. 

§ 5 

Die Steuersätze für die Realsteuern sind für das Haushaltsjahr 2004 wie folgt festgesetzt: 

1. Grundsteuer 

a) für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A) 320 v.H. 

b) für die Grundstücke (Grundsteuer B) 31 0 v.H. 

2. Gewerbesteuer 295 v.H. 

Grafhorst, den 12.12.2003 

gez. M. Springer 

1. stellv. Bürgermeister 

gez. K. Wenzel 

Gemeindedirektor 



Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 200hwird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. 

Eine Genehmigung der Aufsichtsbehörde ist nicht erforderlich. 

Der Haushaltsplan liegt nach 3 86 Abs. 2 Satz 2 NGO 

während der Dienststunden zur Einsichtnahme in der Samtgemeindevewaltung Velpke, 
Grafhorster Str. 6 ,  38458 Velpke, Zimmer 28, öffentlich aus. 

Velpke, den 04. or. a4 

Der Gemeindedirektor 
Im Auftrage 

gez. Junker 
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10. Bekanntmachung des 2. Nachtrages zur Satzung über die Erhebung von Beiträgen, 
Gebühren und Kostenerstattungen für die Abwasserbeseitigung (Abwasserabga-
bensatzung) der Samtgemeinde Nord-Elm 
 
 
Aufgrund der §§ 6 und 83 der Niedersächsischen Gemeindeordnung (NGO), der §§ 5, 6 
und 8 des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) und des § 8 des Nie-
dersächsischen Ausführungsgesetzes zum Abwasserabgabengesetz (NdsAGAbwAG) hat 
der Rat der Samtgemeinde Nord-Elm in seiner Sitzung am 22.12.2003 folgende Satzung 
beschlossen: 
 
 

§ 1 
 
§ 5 Abs. 1 – Beitragssatz – wird wie folgt geändert: 
 
Der Beitragssatz für die Herstellung der Abwasseranlagen beträgt beim 
 

1. Schmutzwasser  8,53 €/m² 
2. Niederschlagswasser 3,54 €/m² 

 
 

§ 2 
 
(1) Diese Änderung tritt mit der Veröffentlichung im Amtsblatt für den Landkreis Helmstedt 

in Kraft. 
 
 
Süpplingen, den 19. Januar 2004 
 
 

Samtgemeinde Nord-Elm 
 
 gez. Dannehl (L.S.) 
 

Samtgemeindebürgermeister 
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11. Bekanntmachunq des 7. Nachtraqes zur Satzung über die Erhebunq von Beiträgenl 
Gebühren und Kostenerstattunqen für die Wasserversorgunq (Wasserabqabensat- 
zunq) der Samtqemeinde Nord-Elm 

Aufgrund der 59 6 und 83 der Niedersächsischen Gemeindeordnung (NG0)und der 
§§ 5,6 und 8 des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) hat der 
Rat der Samtgemeinde Nord-Elm in seiner Sitzung am 22.1-2.2003 folgenden 7. 
Nachtrag zur Wasserabgabensatzung beschlossen: 

§ 1 
§ 4 Abs. 6 - Beitragssatz - wird wie folgt geändert: 

Der Beitragssatz für die Herstellung der Wasserversorgungsanlagen beträgt 
4,30 €1 m2 zuzüglich der gesetzlichen Mehrwertsteuer. 

Diese Änderung tritt mit der Veröffentlichung im Amtsblatt für den Landkreis 
Helrnstedt in Kraft. 

Süpplingen, den 19. Januar 2004 

Samtgemeinde Mord-Elm 

gez. Dannehl 

Samtgemeindebürgermeister 
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12. Bekanntmachung der Bauleitplanung der Stadt Schöningen; 
hier: Satzung Über die teilweise A u i h e b u n g  des Bebauungsplanes 

"iin Saizangerw 

Der Rat der Stadt Schöningen hat die nachstehende Satzung in seiner Sitzung 
am 09.1 2.2003 beschlossen. 

Satzung der Stadt Schöningen 

über die teilweise Aufhebung des Bebauungsplanes „lm Salzanger" 

Aufgrund des § 1 Abs. 3 und des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) i. d. Fassung 
der Bekanntmachung vom 27.08.1997 (BGBI. I S. 2141) und des § 40 der Nieder- 
sächsischen Gemeindeordnung (NGO) i. d. Fassung vom 22.08.1996 (Nds. GVBI. 
S. 382) hat der Rat der Stadt Schöningen in seiner Sitzung am 09.12.2003 nach- 
stehende Satzung beschlossen: 

Der Bebauungsplan wird in Teilbereichen ersatzlos aufgehoben. Der Bebauungs- 
plan wurde am 23.1 1 .I 973 vom Rat der Stadt als Satzung beschlossen und am 
08.04.1 974 durch den Präsidenten des Niedersächsischen Verwaltungsbezirks 
Braunschweig genehmigt. Der Plan trat mit der Bekanntmachung im Amtsblatt 
für den Landkreis Helmstedt am 02.05.1 974 in Kraft. Der aufgehobene und zukünf- 
tig nicht mehr überplante Bereich ist aus der beigefügten Karte ersichtlich. 

Die Satzung tritt mit der Bekanntmachung im Amtsblatt für den Landkreis Helmstedt 
in Kraft. 

Schöningen, den 09.1 2.2003 

gez. Lübbe 
Bürgermeister 

Die Satzung über die teilweise Aufhebung des Bebauungsplanes „lm Salzanger" 
wird hiermit gem. § 10 Abs. 3 des Baugesetzbuches vom 27.08.1997 (BGBI. I, S. 
2141) bekanntgemacht. 



Die Satzung über die teilweise Aufhebung des Bebauungsplanes „lm Salzanger" 
nebst Begründung kann im Rathaus-Altbau der Stadt Schöningen, Markt 1, Zimmer 
12, während der Dienststunden von jedermann eingesehen werden. Jedermann 
kann über den Inhalt der Satzung Auskunft verlangen. 

Mit dieser Bekanntmachung im Amtsblatt für den Landkreis Helmstedt tritt die 
Satzung über die teilweise Aufhebung des Bebauungsplanes „lm Salzanger" in Kraft. 

Es wird darauf hingewiesen, daß die Verletzung der in 5 214 Abs. 1 Nr. 1 und 2 
des Baugesetzbuches vom 27.08.1 997 (BGBI. I, S. 2141) bezeichneten Verfahrens- 
und Formvorschriften dann unbeachtlich ist, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres 
seit dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber der Stadt Schöningen geltend 
gemacht worden ist. Mängel der Abwägung sind ebenfalls unbeachtlich, wenn sie 
nicht innerhalb von sieben Jahren seit dieser Bekanntmachung gegenüber der 
Stadt Schöningen geltend gemacht worden sind. Der Sachverhalt, der die Verletzung 
von Verfahrens- und Formvorschriften oder den Mangel der Abwägung begründen 
soll, ist darzulegen. 

Auf die Vorschriften des 5 44 Abs. 3 Satz I und 2 sowie Abs. 4 des Baugesetz- 
buches vom 27.08.1997 (BGBI. I, S. 2141) über die Entschädigung von durch die 
Satzung über die teilweise Aufhebung des Bebauungsplanes „lm Salzangefeinge- 
tretenen Vermögensnachteilen sowie über die Fälligkeit und das Erlöschen ent- 
sprechender Entschädigungsansprüche wird hingewiesen. 

Schöningen, den 29. Dezember 2003 

Stadt Schöningen 
Der Bürgermeister 

gez. L ü b b e  



BEBAUUNGSPLAN 

IM SALZANGER 
TEILWEISE AUFHEBUNG 

ANLAGE ZUM BESCHLUSS 
GEBIETSABGRENZUNG 

I 
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13. Bekanntmachung der Bauleitplanung der Stadt Schöningen; 
hier: Bebauungsplan "Hopfengarten, 2. teilweise Anderung" 

Der Rat der Stadt Schöningen hat den Bebauungsplan „Hopfengatten, 2. teilweise 
Änderung" in seiner Sitzung am 09.12.2003 als Satzung beschlossen. 

Dieser Satzungsbeschluß über den Bebauungsplan ,,Hopfengatten, 2. teilweise 
Änderung" wird hiermit gem. § 10 Abc. 3 des Baugesetzbuches vom 27.08.1 997 
(BGBI. I, S. 2141) bekanntgemacht. 

Der Plangeltungsbereich ist aus dem beigefügten Kartenausschnitt zu ersehen. 

Der Bebauungsplan nebst Begründung kann im Rathaus-Altbau der Stadt 
Schöningen, Markt 1, Zimmer 12, während der Dienststunden von jedermann 
eingesehen werden. Jedermann kann über den Inhalt des Bebauungsplanes Aus- 
kunft verlangen. 

Mit dieser Bekanntmachung im Amtsblatt für den Landkreis Helmstedt tritt der 
Bebauungsplan ,,Hopfengatten, 2. teilweise Änderung" in Kraft. 

Es wird darauf hingewiesen, daß die Verletzung der in 5 214 Abs. 1 Nr. I und 2 
des Baugesetzbuches vom 27.08.1 997 (BGBI. I, S. 2141) bezeichneten Verfahrens- 
und Formvorschriften dann unbeachtlich ist, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres 
seit dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber der Stadt Schöningen geltend 
gemacht worden ist. Mängel der Abwägung sind ebenfalls unbeachtlich, wenn sie 
nicht innerhalb von sieben Jahren seit dieser Bekanntmachung gegenüber der 
Stadt Schöningen geltend gemacht worden sind. Der Sachverhalt, der die Verletzung 
von Verfahrens- und Formvorschriften oder den Mangel der Abwägung begründen 
soll, ist darzulegen. 

Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 des Baugesetz- 
buches vom 27.08.1997 (BGBI. I, S. 2141) über die Entschädigung von durch den 
Bebauungsplan eingetretenen Vermögensnachteilen sowie über die Fälligkeit und 
das Erlöschen entsprechender Entschädigungsansprüche wird hingewiesen. 

Schöningen, den 29. Dezember 2003 

Stadt Schöningen 
Der Bürgermeister 

gez. 'Lübbe 



STADT SCHÖNINGEN 
LANDKREIS HELMSTEDT 

BEBAUUNGSPLAN 

HOPFENGARTEN, 2. TEILWEISE ÄNDERUNG 

MIT ÖRTLICHER BAUVORSCHRIFT 

GEBIETSABGRENZUNG - - - 

Das Plangebiet befindet sich im Norden der 
bebauten Ortslage, wie dargestellt. 

I Büro für Stadtplanung Dr.-lng. W. Schwerdt - Waisenhausdamm 7 - 38100 Braunschweig 
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Öffentliche Bekanntmachung des Verfahrens nach 5 86 Flurbereinigungs- 
gesetz (~lurbG) und §§ 53 ff. Landwirtschaftsanpassungsgesetz ( h A n p G )  
Vereinfachte Flurbereinigung Wulfersdorf-Tagebau; 
hier: Einladung zur Wahl des Vorstandet der Teilnehmergemeinschaft 

Wulfersdorf-Tagebau, Lardkreis Bördekreis 

Die Eigentümer der zum Verfahrensgebiet Wulfersdorf-Tagebau gehörenden Grundstücke (siehe 
Anlage) und die ihnen gleichstehenden Erbbauberechtigten werden hiermit zu einer Teilnehmerver- 
sammlung der Teilnehmergemeinschaft Wulfersdorf-Tagebau geladen. 
Diese findet unter Leitung des Amtes für Landwirtschaft und Flurneuordnung (ALF) Mitte statt am 

Mittwoch, den 03. März 2004, um 18.00 Uhr, 
im Clubraum in der Mehrzweckhalle in Harbke. 

Taqesordnung: 

1. Bericht über den Stand des vereinfachten Flurbereinigungsverfahrens 
2. Erläuterung der Aufgaben des Vorstandes der Teilnehmergemeinschaft und 

des Wahlverfahrens 
3. Wahl der Vorstandsmitglieder und ihrer Stellvertreter 
4. Sonstiges 

Das vereinfachte Flurbereinigungsverfahren Wulfersdorf-Tagsbau wird begleitend zur Realisierung 
des Abschlussbetriebsplanes der devastieten Flächen des ehemaligen Tagebaus Wulfersdorf durch- 
c~oführt. Es dient vorrangig dem Zweck, die durch die bergbaulichen Tätigkeiten entstandenen Nach- 
teile für die allgemeine Landeskultur zu beseitigen. Daneben sollen Landnutzungskonflikte aufgelöst 
und erforderlich gewordene Neuordnungen der Eigentumsverhältnisse in dem betroffenen Gebiet 
vorgenommen werden. 
Die Anordnung des Verfahrens erfolgte am 18.07.2003 durch Beschluss der zuständigen Flurbereini- 
gungsbehörde (ALF Mitte). Mit Anordnung der Flurbereinigung entstand die Teilnehmergemeinschaft. 
Sie ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechts und setzt sich aus den Eigentümern und den Erb- 
bauberechtigten der zum Flurbereinigungsgebiet gehörenden Grundstücke zusammen. Die Teilneh- 
mergemeinschaft hat die gemeinschaftlichen Interessen der Teilnehmer im Verfahren zu vertreten 
und repräsentiert damit deren Mitwirkungsrechte. Vertreten wird die Teilnehmergemeinschaft durch 
den gewählten Vorstand. Er führt die Geschäfte der Teilnehmergemeinschaft und soll das volle Ver- 
trauen der Teilnehmer am Verfahren besitzen. Wünschenswert ist deshalb, dass sich möglichst 
viele Teilnehmer an der Wahl des Vorstandes beteiligen. 
Wahlberechtigt sind nur Teilnehmer (Grundstückseigentümer und Erbbauberechtigte). Jeder Teil- 
nehmer hat eine Stimme. Gemeinschaftliche Eigentümer gelten als ein Teilnehmer. Die Vertretung 
durch Bevollmächtigte ist zulässig. Bevollmächtigte haben sich in der Versammlung durch eine 
schriftliche Vollmacht auszuweisen, bei der die Unterschrift des Vollmachtgebers öffentlich oder amt- 
fivh beglaubigt sein muss. Zu beachten ist jedoch, dass nach § 21 Abs. 3 FlurbG im Wahltermin jeder 
Teilnehmer oder Bevollmächtigte nur eine Stimme hat, auch wenn er mehrere Teilnehmer vertritt. 
Teilnehmer, die nicht selbst in der Wahlversammlung anwesend sein können, werden daher zweck- 
mäßig eine Person bevollmächtigen, die nicht selbst als Teilnehmer stimmberechtigt ist. Die zu wäh- 
lenden Mitglieder des Vorstandes und ihre Stellvertreter werden von den im Wahltermin anwesenden 
Teilnehmern oder Bevollmächtigten gewählt. Gewählt sind diejenigen, die die meisten Stimmen er- 
halten. 

Halberstadt, den 230.01.2004 

Amt für Landwirtschaft und Flurerneuerung Mitte 
Im Auftrag 

gez. Jörg Hommel 
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, Amt für Landwirtschaft und Flurneuordnung Mitte 
- cCurbereinigungsbehörde - 

Flurbereinigung Wulfersdorf - Tagebau 
Landkreis Bördekreis 
Verfahrenskennung: BOE107 
Aktenzeichen: 61 1 - 26BOE107 

Autlistung der Veifahrensflurstücke 

Flur 7 

Flächengröße der beteiligten Flurstücke der Flur 7 : 1 99,7200 ha 
.*.nzahl der beteiligten Flurstücke 276 

Flur 8 

Flächengröße der beteiligten Flurstücke der Flur 8 : 81,0468 ha 
Anzahl der beteiligten Flurstücke - 60 

Flur 9 



Amt für Landwirtschaft und Flurneuordnung Mitte 
-.FIurbereinigungsbehörde - 

Flurbereinigung Wulfersdorf - Tagebau 
Landkreis Bördekreis 
Verfahrenskennung: BOE107 
Aktenzeichen: 61 1 - 26BOE107 

Agflistung der Verfahrensflurstücke 

weiter Flur 9 

Flächengröße der beteiligten Flurstücke der Flur 9 : 288,0059 ha 
Anzahl der beteiligten Flurstücke 393 

Flur 15 

Flächengröße der beteiligten Flurstücke der Flur 15: 31,7399 ha 
Anzahl der beteiligten Flurstücke 101 

AB1.-Nr. 4 vom 05.02.2004 



15. Bekanntmachum der V e r l e i h u m  des V e r d i e n s t k r e u z e s  am Bande des 
verdienstordek der wuidesrepublik Deutschland an Herrn Jörg R e u t e r ,  

Der Herr Bundespräsident hat auf Vorschlag des Herrn Ministerpräsidenten - - - 

Herrn Jörg Reuter, Schöningen 

in Anerkennung seiner langjährigen ehrenamtlichen Verdienste am 14.1 1.2003 das 
Verdienstkreuz am Bande des Verdienstordens der Bundesrepublik Deutschland 
verliehen. 

Das Ordenszeichen und die Verleihungsurkunde sind Herrn Reuter 
am 23.01.2004 durch Herrn Landrat Kilian ausgehändigt worden. 



16. Bekanntmachung der Verleihung des Verdienstkreuzes am Bande des 
Verdienstordens der Wuidesrepublik Deutschland an Herrn Jkgen Gerke, 
Königslutter am Elm 

Der Herr Bundespräsident hat auf Vorschlag des Herrn Ministerpräsidenten 

Herrn Jürgen Gerke, Königslutter am Elm 

in Anerkennung seiner langjährigen ehrenamtlichen Verdienste am 12.12.2003 das 
Verdienstkreuz am Bande des Verdienstordens der Bundesrepublik Deutschland 
verliehen. 

Das Ordenszeichen und die Verleihungsurkunde sind Herrn Gerke 
am 22.01.2004 durch Herrn Landrat Kilian ausgehändigt worden. 
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